
Lebensnotwendig

Sanktionen klemmen 
russische Banken von 
wichtigem Kapital aus 
dem Ausland ab. Seite 28

Lebenswert

Auch in Rostock steigen 
die Immobilienpreise. 
Neubauten am Wasser 
sind in Planung. Seite 30
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OFF THE RECORD

Ein Zitat 
Fitschens zur 
falschen Zeit

W enn die weltberühm-
ten Berliner Philhar-
moniker ihren neuen 

Chefdirigenten küren, lässt das 
keinen kalt. Im Sommer 2018 
wird Kirill Petrenko, der Gene-
ralmusikdirektor der Bayeri-
schen Staatsoper, Sir Simon 
Rattle in Berlin ablösen. In die 
allgemeine Euphorie stimmte 
auch der Co-Vorstandschef der 
Deutschen Bank, Jürgen Fit-
schen, ein. „As a long-term 
partner of the Berliner Philhar-
moniker we welcome the elec -
tion of Kirill Petrenko as Chief 
Conductor“, ließ sich Fitschen 
von der Deutschen Bank per 
Twitter zitieren. 

Doch das Zitat ging um 10.49 
Uhr auf Sendung – und damit 
zu einer brisanten Zeit. Denn 
Fitschen saß in einem Saal des 
Landgerichts München. Hier 
muss er sich derzeit jeden 
Dienstag einfinden. Er und an-
dere Deutsch-Banker haben 
nach Ansicht der Staatsanwalt-
schaft zusammengewirkt, um 
Schadensersatzzahlungen an 
die Erben des 2011 verstorbe-
nen Medienunternehmers Leo 
Kirch zu vermeiden. Doch der 
Gerichtstermin ist an Fitschens 
Social-Media-Experten mögli-
cherweise vorbeigegangen. fmd

hb.offrecord@vhb.de 

FRANKFURT. Der Bund leiht sich 
im dritten Quartal von Investoren 
fünf Milliarden Euro weniger als 
geplant. Die Finanzagentur – der 
oberste deutsche Schuldenmana-
ger – streicht nach eigenen Anga-
ben dabei zwei ursprünglich an-
gesetzte Ausgaben von zwölfmo-
natigen Geldmarktpapieren über 
je 1,5 Milliarden Euro. Außerdem 
werden zwei Anleihen mit Rest-
laufzeiten von knapp zwei Jahren 
um jeweils eine Milliarde Euro 
weniger aufgestockt. Damit kappt 
der Bund nur die Anleihen, die 
nicht unter das Anleihekaufpro-
gramm der Europäischen Zen-
tralbank fallen.

Insgesamt wird der Bund so 
2015 Anleihen und Geldmarktpa-
piere über 192,5 Milliarden Euro 
begeben – inklusive der an die In-
flationsrate gekoppelten Bonds. 
Grund für die Reduzierung ist 
laut Finanzagentur der niedrigere 
als zunächst angenommene Refi-
nanzierungsbedarf des Bundes 
und seiner Sondervermögen. cü

Deutschland 
braucht 
weniger Geld

A
ls designierte Oppositions-
führerin darf Sahra Wagen-
knecht bei namentlicher Ab-
stimmung im Bundestag 
nicht schwänzen. Verschiebt 

sie sich, verschiebt sich auch der Inter-
viewbeginn. Und der nächste Termin 
wartet auf die ökonomische Vordenke-
rin der Linken. Doch die Nervosität des 
Reporters ist unbegründet. Auch in ei-
ner guten halben Stunde antwortet die 
talkshowerprobte Politikerin erschöp-
fend – und hat noch Zeit für Plauderei.

Frau Wagenknecht, werden Sie für eine 
Verlängerung des Hilfsprogramms für 
Griechenland stimmen, wenn es zur Ab-
stimmung kommt? 
Wenn es wieder ein Paket gibt, das die 
Wirtschaftskrise nur verlängert, dann ist 
es verantwortungslos gegenüber den 
deutschen Steuerzahlern, dafür erneut 
Milliarden freizugeben. Wir müssen aus 
dem Kreislauf raus, alte Schulden mit 
immer neuen zu bezahlen. Die brachia-
le Kürzungspolitik hat in den vergange-
nen fünf Jahren die Schuldenquote nur 
erhöht, weil die Wirtschaft eingebro-
chen ist. Wenn man die einzige halb-
wegs florierende Branche, den Touris-
mus, mit saftigen Mehrwertsteuererhö-
hungen belastet, geht das auch in die fal-
sche Richtung. Jeder zusätzliche Euro, 
der unter solchen Konditionen fließt, er-
höht nur die Verluste, die wir alle in Zu-
kunft tragen müssen.

Wie würde aus Ihrer Sicht eine ideale 
Vereinbarung aussehen?
Griechenland braucht Investitionen und 
eine Wiederherstellung seiner produkti-
ven Kapazitäten. Das geht nur, wenn die 
monopolistischen Strukturen dort auf-
gebrochen werden, die von 600 super-
reichen Familien dominiert werden. Für 
ein Investitionsprogramm braucht es 
Geld, aber das kann man genau da ho-
len. In Deutschland gab es nach dem 
Krieg den Lastenausgleich, eine Vermö-
gensabgabe von bis zu 50 Prozent. 
 Griechenland ist in einer nationalen Not-

lage, die ähnlich drastische Maßnahmen 
gegenüber denen rechtfertigt, die bisher 
immer nur profitiert haben. 

Wäre ein Austritt aus der Währungsuni-
on gut für Griechenland?
Zunächst einmal war der Beitritt ein 
Fehler. Aber wenn Griechenland jetzt 
austritt und keine Unterstützung erhält, 
dann wird die neue Währung in Grund 
und Boden spekuliert. Lebensmittel, 
Medikamente, Energie würden sich ex-
trem verteuern, ohne dass das eigene 
Angebot so kurzfristig hochgefahren 
werden könnte. Es ist zwar wichtig, die 
Industrie und die Landwirtschaft wieder 
zu entwickeln. Aber mit einem 
Crashkurs erreicht man das nicht. 

Also lieber im Euro bleiben?
Leider muss man sagen, wenn sie weiter 
im Euro bleiben und diese ganzen dra-
konischen Maßnahmen akzeptieren, ist 
es ein genauso großes Desaster. 

Und wie sieht es für die Währungsunion 
insgesamt aus?
Die EZB gibt sich zuversichtlich, dass sie 
mit dem Anleihekaufprogramm Speku-
lation gegen Anleihen anderer Länder 
verhindern kann. Das mag sein, aber 
selbst dann wäre es ein ziemliches Pro-
blem, zumindest für die Demokratie. Es 
würde die politische Macht der EZB 
noch weiter steigern. Die Spekulation 
würde ja auf jeden Fall anfangen. Und 
die Regierungen von Italien und ande-
ren Ländern müssten dann bedingungs-
los König Draghi zu Willen sein, damit er 
auf jeden Fall ihre Anleihen stützt. 

Täglich muss die EZB entscheiden, ob sie 
die Notkredite an die griechischen Ban-
ken weiterlaufen lässt. Wie sollte sie mit 
dieser Verantwortung umgehen?
Ich finde, die EZB hat da eine Macht be-
kommen, die ihr eigentlich nicht zusteht. 
Sie trifft diese Entscheidungen ja nicht 
auf der Basis ihres Mandats der Preissta-
bilität, sondern mit Blick auf die Wirt-
schaftspolitik des Landes. Wirtschaftspo-

litik zu bewerten, den Ländern Vorgaben 
zu machen und von deren Erfüllung ab-
hängig zu machen, ob sie die Banken fi-
nanziert, dafür hat sie kein Mandat.

Der Philosoph Jürgen Habermas lobt 
Mario Draghi als „jemand, der gegen den 
trägen Strom einer kurzsichtigen Politik 
schwimmt“ und kritisiert Kanzlerin An-
gela Merkel. Dringend nötig sei die Abga-
be von nationaler Souveränität an ge-
meinsame Institutionen.
Habermas’ Kritik an Merkel stimme ich 
zu, aber in der Einschätzung von Draghi 
irrt er. Mit dem billigen Geld gibt er der 

kurzsichtigen Politik Rückendeckung. 
Auch mit der Aufgabe nationaler Souve-
ränitätsrechte wäre ich vorsichtig. Es ist 
richtig, dass eine Währungsunion nicht 
funktionieren kann ohne abgestimmte 
Wirtschaftspolitik. Aber die nationalen 
Parlamente sind die einzige demokra-
tisch wirklich legitimierte und von der 
Öffentlichkeit kontrollierbare Instanz. 
Das Europaparlament und erst recht die 
EU-Kommission sind weit weg von den 
Bürgern. Auch deshalb grassiert in Brüs-
sel der Lobbyismus.

Was ist schiefgegangen beim Umgang 
mit dieser Dauerkrise? 
Keine der Ursachen, die die Finanzkrise 
2007/2008 ausgelöst hatten, wurde be-
seitigt. Was getan wurde, war vielfach 
Kosmetik. Die neuen Regeln haben in 
erster Linie dazu geführt, dass die Ban-
ken Geschäfte an unregulierte Schatten-
banken ausgelagert haben, mit denen 
sie aber eng verflochten sind. Auch die 
Schuldenprobleme wurden nicht gelöst. 
Im Gegenteil. Die Sparprogramme, die 
man den Ländern aufgezwungen hat, 
haben ihre Wirtschaft in die Krise getrie-
ben und die Schuldenlast weiter erhöht. 

Die EZB hat die Zinsen auf null gesenkt, 
und sie kauft Anleihen für insgesamt 
über eine Billion Euro. Reicht das nicht? 
Was die EZB da macht, ist ein giganti-

sches Finanzmarktsubventionspro-
gramm. Als ehemaliger Investmentban-
ker hat Draghi offenbar Sympathie für 
diese Klientel. Nicht Unternehmen oder 
Konsumenten bekommen Geld, son-
dern Banken und Kapitalmärkte, und 
die machen damit alles Mögliche, aber 
Investitionskredite gehören meistens 
nicht dazu.

Sie meinen, es hilft gar nichts?
Die oberen Zehntausend können sich 
freuen. Ihr Geld ist an den Kapitalmärk-
ten angelegt und wächst dank Draghi ra-
sant. Der kleine Sparer wird durch Nied-

rigzinsen enteignet. Wenn die EZB di-
rekt öffentliche Investitionen finanzie-
ren würde, etwa über den Ankauf von 
Anleihen der Europäischen Investitions-
bank, hätte das einen realen Effekt. Es 
würde auch helfen, wenn die EZB an 
den maroden Banken vorbei Unter -
nehmen Kredit gäbe. 

Renommierte Ökonomen wie Ken 
 Rogoff oder Peter Bofinger wollen Bar-
geld abschaffen, damit die Zinsen bei Be-
darf deutlich negativ werden können. 
Wie finden Sie die Idee?
 Das wäre die Abschaffung des regulären 
Geldes und der Weg in die offene Ban-
kendiktatur. Was die Banken heute noch 
hindert, unbegrenzt Geld zu „drucken“, 
ist doch die Tatsache, dass sie zumindest 
theoretisch alles Geld auf Girokonten als 
Bargeld auszahlen können müssen. Na-
türlich können sie das praktisch nicht, 
aber sie bleiben damit wenigstens von 
der Zentralbank abhängig. Wenn diese 
Verpflichtung wegfällt, ist das staatliche 
Geldmonopol völlig erledigt, das mit der 
schwindenden Bedeutung des Bargelds 
ohnehin ausgehöhlt wurde. Die Macht 
der Banken gegenüber den Bürgern und 
auch den Staaten würde noch größer. 

Aber man kann Schulden nicht reduzie-
ren, ohne auch Vermögen zu reduzieren. 
Eben, die Frage ist nur: Wessen Vermö-
gen? Ich bin immer dafür gewesen, dass 
man die Vermögen, die von dem Boom 
vor der Krise profitiert haben, also die 
großen an den Finanzmärkten angeleg-
ten Vermögen, für den Schuldenabbau 
heranzieht. Die Abschaffung des Bar-
gelds würde einen anderen Weg ebnen: 
Dann würde die Mittelschicht mit ihren 
Vermögen bluten, noch mehr als heute 
schon. Wenn es keine Chance mehr gibt, 
Bargeld abzuheben, kann sich niemand 
mehr gegen Negativzinsen wehren. Und 
die werden dann natürlich auch kom-
men. Die Politik traut sich nicht an Rei-
che und Finanzspekulanten und melkt 
daher im Verbund mit den Banken die 
Mittelschicht. Das wäre perfide. 

Sie scheinen ein Problem damit zu ha-
ben, dass Banken Buchgeld schaffen. 
Aber ohne Kredite geht es doch nicht. 
Früher herrschte die Vorstellung, dass 
Banken Diener der realen Wirtschaft 
sein sollten. Für Sparkassen und Genos-
senschaftsbanken gilt das auch im Gro-
ßen und Ganzen noch, aber Geschäfts-
modelle wie das der Deutschen Bank ha-
ben sich weit davon entfernt. Dadurch, 
dass in diesem Geldsystem alles an ih-

nen und ihren Geschäftsentscheidungen 
hängt, auch der Zahlungsverkehr, ha-
ben sie eine enorme Macht gewonnen, 
die die Steuerzahler schon in der letzten 
Finanzkrise teuer zu stehen kam. 

Was wollen Sie dagegen tun?
Nicht umsonst war eine zentrale These 
der deutschen Ordoliberalen, dass Geld-
schöpfung in staatliche Hand gehört. 
Heute entsteht der größte Teil des Gel-
des in den Bilanzen der Banken. Damit 
machen sie enorme Gewinne. 

Gönnen Sie ihnen keine Gewinne?
Normale Unternehmen dürfen auch 
kein Geld drucken. Das sind Gewinne, 
die der Steuerzahler den Banken prak-
tisch schenkt. Wenn der Staat sein Geld-
schöpfungsmonopol wieder wahrneh-
men würde, dann stünde der Geld-
schöpfungsgewinn den Regierungen zur 
Verfügung. Damit könnten sie die Schul-
den abbauen oder investieren.

Sie sagten, die Bankenregulierung sei 
nicht besser geworden. Dabei ist jetzt die 
EZB für die Aufsicht zuständig, und die 
Kapitalanforderungen sind gestiegen.
Ordnungspolitisch ist die EZB-Aufsicht 
absurd. Sie ist die Hauptgläubigerin der 
Banken. Interessenkonflikte sind da pro-
grammiert. Und die Eigenkapitalanfor-
derungen sind alles andere als streng. 
Bezogen auf die Bilanzsumme, also oh-
ne Risikogewichtung, sind das drei Pro-
zent. Bei keinem Unternehmen würden 
die Kreditgeber eine so niedrige Eigen-
kapitalquote akzeptieren.

Künftig sollen die Bankengläubiger ja 
zuerst zur Kasse gebeten werden.
Nur dass dabei ganz Verschiedenes in ei-
nen Topf geworfen wird: Großinvesto-
ren, die Bankanleihen halten, Bürger 
mit Sparguthaben und Leute und Unter-
nehmen, die einfach ein Girokonto bei 
der Bank haben. Sie alle werden Gläubi-
ger genannt. Man hat in Zypern gese-
hen, wie verheerend das sein kann. Da 
wurden alle Einlagen über einem be-
stimmten Limit herangezogen. Dieses 
Limit kann leicht überschritten werden, 
wenn etwa ein mittelständisches Unter-
nehmen sein Konto für Gehaltszahlun-
gen bei einer Bank hat. Wenn die in Pro-
bleme gerät, dann kann das Geld für die 
Gehälter im Rahmen der Gläubigerbetei-
ligung plötzlich weg sein. 

Was schlagen Sie stattdessen vor?
Dass alle so behandelt werden wie Groß-
unternehmen, etwa Siemens. Die haben 
eine Banklizenz und können dadurch ih-
re Liquidität unter Umgehung der priva-
ten Banken sicher auf Zentralbankkon-
ten anlegen. Das kann man indirekt für 
alle erreichen, indem man einführt, 
dass Girokonten zu hundert Prozent mit 
Zentralbankgeld unterlegt werden müs-
sen und nicht mit einem Prozent wie 
heute. Die Banken können dann nicht 
mit diesem Geld spekulieren. Dann 
muss man auch nicht mehr wankende 
Banken retten, um Kleinsparer zu schüt-
zen und den Zahlungsverkehr am Lau-
fen zu halten. 

Frau Wagenknecht, vielen Dank für das 
Interview.

Die Fragen stellte Norbert Häring.

Die Politikerin der Linken kritisiert 
 „König Draghi“. Ein Gespräch über  
die Euro-Rettung, die großen Banken 
 und den Plan, Bargeld abzuschaffen. 

„Die EZB ist 
schon viel 
zu mächtig“

Sahra Wagen-
knecht: „Nur 

die oberen 
Zehntausend 
können sich 

freuen.“
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SAHRA WAGENKNECHT

Die Ökonomin 1969 wurde sie in Jena geboren. 
Sahra Wagenknecht studierte Philosophie und 
Neue Deutsche Literatur und wurde 2012 in Volks-
wirtschaftslehre promoviert. Sie ist Autorin meh-
rerer kapitalismuskritischer Bücher und Schriften.

Die Politikerin Ihre politische Karriere begann sie 
1991 in der PDS, deren Programm sie bis zur Fusi-
on mit der Linken stark beeinflusste. Zusammen 
mit Dietmar Bartsch soll sie nach dem Willen des 
Parteivorstands im Herbst Fraktionsvorsitzende 
der Linkspartei im Bundestag werden.

VITA  

SAHRA WAGENKNECHT

Volumen in Mrd. Euro

Handelsblatt Quelle: Bloomberg
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Wenn Griechenland den Euro 
ohne Unterstützung verlässt, 
wird die neue Währung 
 in Grund und Boden spekuliert.
Sahra Wagenknecht
Kandidatin für den Fraktionsvorsitz der Linken
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